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Finanzierung des Betriebs und Substanzerhalts der Bahninfrastruktur, der Sys-
temaufgaben in diesem Bereich und Investitionsbeiträge an private Güterver-
kehrsanlagen in den Jahren 2025–2028;
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Regierungsmitglieder

Der Bundesrat hat am 28. Juni 2023 das UVEK beauftragt, bei den Kantonen, den
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden,
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft
und den interessierten Kreisen zu den Bundesbeschlüssen über den Zahlungsrahmen
für die Finanzierung des Betriebs, des Substanzerhalts und der Systemaufgaben
der Bahninfrastruktur in den Jahren 2025-2028 und zum Verpflichtungskredit für Inves-
titionsbeiträge an private Güterverkehrsanlagen in den Jahren 2025-2028 ein Ver-
nehmlassungsverfah ren durchzuführen.

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 20. Oktober 2023.

Die Finanzierung von Betrieb und Substanzerhalt der Eisenbahninfrastruktur ist im Ei-
senbahngesetz (EBG) festgelegt. Sie erfolgt alle vier Jahre über den Bahninfrastruk-
turfonds (BIF) mit einem Zahlungsrahmen und Leistungsvereinbarungen mit den ver-
schiedenen Infrastrukturbetreiberinnen (ISB). Die Leistungsvereinbarungen für die
Jahre 2025–2028 (LV 25–28) werden zwischen dem Bund, vertreten durch das Bun-
desamt für Verkehr (BAV), und den betroffenen Infrastrukturbetreiberinnen (ISB) abge-
schlossen. Die Systemaufgaben soIIen wie bereits vor vier Jahren über den gleichen
Zahlungsrahmen finanziert werden. Gegenüber den ISB werden für die Systemaufga-
ben von der LV unabhängige Verträge geschlossen. Gestützt auf das Gütertransport-
gesetz (GÜTG) vom 25. September 2015 und das Güterverkehrsverlagerungsgesetz
(GWG) vom 19. Dezember 2008 wird ebenfalls für die Jahre 2025–2028 ein Bundes-
beschluss über einen Verpflichtungskredit für Investitionsbeiträge an private Güterver-
kehrsanlagen vorgelegt.
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Der Bundesrat beabsichtigt mit dieser Vorlage, einen Zahlungsrahmen von 15 100 Mil-
lionen Franken für die Finanzierung des Betriebs und Substanzerhalts der Bahninfra-
struktur und der Systemaufgaben in diesem Bereich in den Jahren 2025–2028 zu be-
antragen. Zudem beantragt er einen Verpflichtungskredit von 185 Millionen Franken für
Investitionsbeiträge an private Güterverkehrsanlagen in den Jahren 2025–2028.

Gleichzeitig legt der Bundesrat die Ziele für den Betrieb, die Erhaltung und die techni-
sche Entwicklung der gesamten Bahninfrastruktur in der Schweiz fest. Er informiert
zudem zum dritten Mal und vertieft über den Anlagenzustand, die Belastung und die
Auslastung der Bahninfrastruktur.

Die Zahlen und Grundlagen dieser Vorlage entsprechen dem Stand Mai 2023.

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse:
Vernehmlassunqen laufend (admin.ch).

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den

Elektronische Zustelladresse für Stellungnahmen.
finanzierung@bav.admin .ch

Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Herr Neshat Firouzi (Telefon
058 465 56 52, neshat.firouzi@2bav.admin.ch) zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation UVEK

Älbert Rösti
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